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Bekanntmachungen des Landratsamtes

Ubungen der Bundeswehr

Bekanntmachung vom 16.07.2026, Nr. 31 — 0831

Die Bundeswehr fiihrt in der Zeit vom

10. bis 11. August 2026

auf der Donau im nordéstlichen Landkreis Kelheim Ubungen durch.

Der Bevolkerung wird nahegelegt, sich von Einrichtungen der Ubenden Einheiten fernzuhalten.
Auf die Gefahren, die von liegengebliebenen Sprengmitteln, Fundmunition und dgl. ausgehen,
wird hingewiesen. Jeder Fund liegen gebliebener militarischer Gegenstande (Munition, Spreng-
mittel usw.) ist der nachsten Polizeidienststelle zu melden.

Die Gemeinden werden um ortslibliche Bekanntmachung gebeten.

Zur Abwicklung von Mandverschaden durch die Bundeswehr erteilen die Gemeinden sowie das
Bundesamt flr Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Kompetenz-
zentrum Baumanagement Minchen, Referat K 3, Dachauer Str. 128, 80637 Munchen nahere
Auskunft.

Kelheim, den 16.07.2026
Landratsamt Kelheim
Sachgebiet 31

Kainz
Abteilungsleiter
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Bekanntmachungen der Stadte und Gemeinden

Bekanntmachung der Stadt Kelheim, Nr. 3.2-610-21/61

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);

Aufstellung des Bebauungs- und Griinordnungsplanes Nr. 61 ,,Mitterfeld-Erweiterung®;
Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und friihzeitige Beteili-
gung der Behdrden nach § 4 Abs. 1 BauGB im Zuge des Aufstellungsverfahrens

Mit Schreiben vom 24.11.2022 beantragt die Fa. B+Z Projektbau 6 GmbH aus Kelheim die Auf-
stellung eines Bebauungs- und Grinordnungsplanes zur Ausweisung eines Allgemeinen Wohn-
gebietes im Bereich ,Mitterfeld-Erweiterung®.

Hierbei handelte es sich um die Flachen der Grundstucke FI.Nr. 2034, 2034/4, 2040, 2040/4 so-
wie eine Teilflache des Grundstiickes FI.Nr. 2001 der Gemarkung Kelheim mit dem Ziel, die
Wohnsiedlungsentwicklung in diesem Bereich fortzufihren und im Ergebnis zu lhrem abschlie-
Renden Entwicklungsende zu fihren.

Der Bauausschuss der Stadt Kelheim hat daraufhin in seiner Sitzung vom 11.12.2023 fiir den
festgesetzten Umgriff den Aufstellungsbeschluss gefasst, der sich im laufenden Verfahren durch
die Ergéanzung von Grundstiicken erweiterte und hierfir das Planungsverfahren in Gang gesetzt
mit der Zielsetzung, die wohnlichen Nutzungen innerhalb des Stadtgebietes weiter auszubauen
und an geeigneten Stellen zusatzliche Bauflachen zu ermdglichen.

Des Weiteren hat der Bauausschuss der Stadt Kelheim in seiner Sitzung am 20.04.2026 mit Be-
schluss Nr. 74 den durch das Stadtplanungsbiiro KomPlan, Landshut erarbeiteten Bebauungs-
und Grunordnungsplanes Nr. 61 ,Mitterfeld-Erweiterung® in der Fassung vom 20.04.2026 ein-
schlie3lich Begriindung und Umweltbericht gebilligt.

Die bauliche Nutzung innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungs- und Grinordnungspla-
nes ist dabei ganzlich auf ein Allgemeines Wohngebiet ausgerichtet und stellt stddtebaulich eine
sinnvolle Fortfihrung der hier bereits im Bestand vorhandenen Wohnnutzungen dar.

Die verkehrliche ErschlieBung fur samtliche Grundstiicke ist dabei sichergestellt und erfolgt
grundsatzlich Gber die Mitterfeldstrale fir alle Parzellen innerhalb des Geltungsbereiches.

Die bauliche Entwicklung hingegen unterteilt sich in 2 Teilbereiche. Das WA 1 am Ostrand des
Geltungsbereiches ist fur eine bis zu 3-geschossige Bebauung vorgesehen und schafft Baufla-
chen fur einen Geschosswohnungsbau zur baulichen Nachverdichtung am Standort. Die restli-
chen Grundstiicke sind dem WA 2 zugeordnet und erméglichen eine bis zu 2-geschossige Be-
bauung in Anlehnung an den hier vorhandenen Baubestand.

Insgesamt kdbnnen am Standort 17 Parzellen ausgewiesen werden.

Auf dem Grundstiick der Parzelle 1 werden dabei 3 Wohngebaude mit je 9 Wohnungen zugelas-
sen. Somit sind auf diesem Grundsttick bis zu 27 Wohnungen mdglich. Die restlichen Grundstu-
cke der Parzellen 2-17 lassen 1 Wohnung zzgl. einer Einliegerwohnung je Wohngeb&aude zu und
schaffen somit Bauraum fir zusammen 18 Wohnungen. Im Ergebnis kdnnen daher im Gebiet
insgesamt bis zu 45 Wohnungen zur Verfiigung gestellt werden.

Die Bereitstellung der erforderlichen Stellplatze hat dabei auf den privaten Grundstiicksflachen
selbst entsprechend der stadtischen Stellplatzsatzung zu erfolgen. Zur Deckung ist Stellplatzbe-
darfs ist auf Parzelle 1 zudem die Errichtung einer Tiefgarage erforderlich. Der Nachweis hat hier
im Zuge der nachgeordneten Verfahren zu erfolgen.

Die Fortschreibung des stadtischen Flachennutzungs- und Landschaftsplanes erfolgt parallel zur
Aufstellung des Bebauungs- und Griinordnungsplanes tiber das Deckblatt Nr. 39.
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Der Geltungsbereich des Planungsgebietes wird wie folgt festgesetzt:

Das Plangebiet, das im sudlichen Bereich des Ortsteiles Mitterfeld liegt, umfasst die Grundstiicke
FI.Nrn. 2031, 2032, 2033, 2034, 2034/7, 2034/8, 2034/4 2039, 2040, 2040/4, 2044, 2001 alle der
Gemarkung Kelheim, mit einer Gesamtflache von ca. 2,15 Hektar und wird folgendermal3en be-
grenzt:

Im Norden:  MitterfeldstraRe FL. Nr. 2027/2 Gemarkung Kelheim;
Im Westen:  westliche Grundstiicksgrenze FI.Nr. 2031 der Gemarkung Kelheim;

Im Sdden: Sudliche Grundstiicksgrenzen FIL.Nr. 2031, 2032, 2033, 2034, 2039, 2040 und
FI.Nr. 2044 der Gemarkung Kelheim;

Im Osten: Ostliche Grundstiicksgrenzen FI.Nr. 2044 der Gemarkung Kelheim;

Die Vorentwurfsplanung wurde dem Bauausschuss von Stadtplanungsbiro KomPlan, Landshut
vorgestellt.
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Zur frihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit werden der Vorentwurf des qualifizierten Bebau-
ungs- und Grunordnungsplanes Nr. 61 ,Mitterfeld Erweiterung“ inklusive Begriundung und Um-
weltbericht in der Zeit vom

24.07.2026 bis einschliellich 04.09.2026

auf der Homepage der Stadt Kelheim unter www.kelheim.de/Menl/Aktuelles/Bekanntmachungen
offentlich aus und kann eingesehen werden. Einschlagige DIN-Normen und VDI-Richtlinien kén-
nen ausschlie3lich im Rathaus der Stadt Kelheim eingesehen werden. Aul3erdem kdnnen die
ausgelegten Unterlagen nach telefonischer Terminvereinbarung (09441-701-209) wahrend der
Ublichen Dienststunden von Montag bis Freitag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und Montag, Diens-
tag und Donnerstag in der Zeit von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr im Rathaus der Stadt Kelheim, Lud-
wigsplatz 16, 93309 Kelheim, Fachbereich Planen und Bauen Zimmer Nr. 37, eingesehen wer-
den. Wahrend der Auslegungsfrist kann jedermann sich lber die allgemeinen Planungsziele und
Planungszwecke informieren und hierbei Anregungen zur oder Einwande gegen die Planung vor-
bringen. Die Stellungnahmen sollen nach Méglichkeit elektronisch tbermittelt werden (bauleitpla-
nung@kelheim.de), kénnen aber auch schriftlich oder zur Niederschrift eingereicht werden. Uber
die wahrend dieser Frist vorgebrachten Anregungen und Einwénde entscheidet der Bauaus-
schuss der Stadt Kelheim.

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen kénnen bei der Beschlussfassung tiber die An-
derung des Bebauungs- und Griinordnungsplanes unberiicksichtigt bleiben, wenn die Stadt Kel-
heim den Inhalt nicht kannte und nicht hatte kennen missen und deren Inhalt fur die Rechtmé-
Rigkeit der Anderung des Bebauungs- und Griinordnungsplanes nicht von Bedeutung ist.

Datenschutz:

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e DSGVO i. V. m. § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie ihre Stellungnahme ohne
Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung Uber das Ergebnis der Prifung. Wei-
tere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt ,,Datenschutzrechtliche Informationspflich-
ten im Bauleitplanverfahren® das ebenfalls 6ffentlich ausliegt.

Hinweis:
Auf die Aufstellung von Bauleitplanen und stadtebaulichen Satzungen besteht kein Anspruch. Ein
Anspruch kann auch nicht durch Vertrag begriindet werden (8 1 Abs.3 BauGB).

Kelheim, den 21.07.2026
Stadt Kelheim

Gez.
Diermeier
Erster Burgermeister
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Bekanntmachung der Stadt Kelheim, Nr. 3.2-610-20/39

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);

Fortschreibung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes der Stadt Kelheim durch
das Deckblatt Nr. 39 (Mitterfeld-Erweiterung);

Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und friihzeitige Beteili-
gung der Behorden nach § 4 Abs.1 BauGB

Der Stadtrat der Stadt Kelheim hat am 18.12.2023 beschlossen, den Flachennutzungs- und Land-
schaftsplan der Stadt Kelheim durch Deckblatt Nr. 39 (Mitterfeld-Erweiterung) fortzuschreiben.

Am 27.06.2026 hat der Stadtrat der Stadt Kelheim den durch das Stadtplanungsbiro KomPlan,
erarbeiteten Deckblatt Nr. 39 zur Fortschreibung des Flachenutzungs- Landschaftsplanes fur den
Bereich ,Mitterfeld-Erweiterung“ in der Fassung vom 20.04.2026 einschlief3lich Begriindung und
Umweltbericht gebilligt.

Der Umariff der Fortschreibung wird wie folgt festgesetzt:

Das Plangebiet, dass sich sidlich der Mitterfeldstraf3e befindet, umfasst die Grundstiicke FI.Nrn.
2031, 2032, 2033, 2034, 2034/4, 2034/7, 2034/8, 2039, 2040, 2040/4, 2044 und 2001-Teilflache
der Gemarkung Kelheim mit einer Gesamtflache von ca. 2,15 ha und wird folgendermafen be-
grenzt:
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Im Norden: Nordliche Grundstiicksgrenze der FI.Nrn 2034, 2034/8, 2034/7, 2034/4, 2039, 2040,
2040/4 und 2044 der Gemarkung Kelheim;

Im Westen: Westliche Grundstiicksgrenze der FI.Nr. 2031 der Gemarkung Kelheim, sowie die
Verlangerung der westlichen Grundstiicksgrenze der FI.Nrn. 2031 der Gemarkung Kelheim nach
Siden bis zur stdlichen Grundstiicksgrenze der FI.Nr. 2001 der Gemarkung Kelheim;

Im Suden: Sudliche Grundstiicksgrenze der FI.Nr. 2001 und FI.Nr. 2044 der Gemarkung Kelheim;
Im Osten: Ostliche Grundstiicksgrenze der FI.Nr. 2044 der Gemarkung Kelheim,

Mit der Fortschreibung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes der Stadt Kelheim durch
Deckblatt Nr. 39 (Mitterfeld-Erweiterung) werden folgende allgemeine Planungsziele angestrebt:

Durch die Aufstellung des Bebauungs- und Grinordnungsplanes Nr. 61 ,Mitterfeld-Erweiterung®
soll die rechtliche Grundlage fur die Schaffung von zusatzlichen Grundstiicken ausschlief3lich zu
Wohnzwecken geschaffen werden. Vorgesehen ist dabei eine Entwicklung einer flachensparen-
den Einzelhausbebauung.

Innerhalb des Stadtgebietes Kelheim ist aktuell immer noch ein gro3er Bedarf an Bauplatzen, vor
allem fir Einfamilienhduser festzustellen. Aus diesem Grund beabsichtigt die Stadt Kelheim die
Entwicklung weiteren Baulands, um dem Siedlungsdruck entsprechend zu begegnen. Die Aus-
weisung des Baugebietes ist aufgrund der immer noch grof3en Nachfrage an Baupléatzen im Stadt-
gebiet von Kelheim notwendig. Derzeit liegen der Stadt Kelheim ca. 300 Anfragen fiir ein Bau-
grundstlick vor.

Eine im Frdhjahr 2022 im Rahmen der Erarbeitung eines stadtischen Flachenmanagements
durchgefiihrte Umfrage bei den Grundstiickseigentimern von Baullicken hatte zum Ergebnis,
dass von 261 angeschriebenen Eigentiimern von unbebauten Grundstiicken im Stadtgebiet von
Kelheim, 5 Eigentiimer eine Rickmeldung gegeben haben, die eine Verkaufsbereitschaft in Aus-
sicht gestellt haben. Somit ist bei den tatsachlich derzeit fir eine Bebauung zur Verfligung ste-
henden Grundstiicken und dem Bedarf an Baugrundstticken rechnerisch ein riesiges Unterange-
bot vorhanden und somit die Bauleitplanung dringend notwendig und auch vom Bedarf gerecht-
fertigt. Es ist somit eine fehlende Verfugbarkeit von Bauplatzen im Stadtgebiet von Kelheim fest-
zustellen

Die Aufstellung des Bebauungs- und Grinordnungsplanes Nr. 61 ,Mitterfeld-Erweiterung® erfolgt
im Parallelverfahren.

Der Vorentwurf des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes Deckblatt Nr. 39 ,Mitterfeld-Erwei-
terung” inklusive Begrundung und Umweltbericht liegt nun im Rahmen der Offenlegung in der Zeit
vom

24.07.2026 bis einschlielRlich 04.09.2026

auf der Homepage der Stadt Kelheim unter www.kelheim.de/Meni/Aktuelles/Bekanntmachungen
sowie im zentralen Internetportal des Freistaates Bayern (https://geoportal.bayern.de/bauleitpla-
nungsportal/Stadt Kelheim) offentlich aus und kann eingesehen werden. Einschlagige DIN Nor-
men und VDI Richtlinien kénnen ausschliel3lich im Rathaus der Stadt Kelheim eingesehen wer-
den. AufBerdem konnen die ausgelegten Unterlagen nach telefonischer Terminvereinbarung
(09441-701-209) wahrend der ublichen Dienststunden von Montag bis Freitag von 08.00 Uhr bis
12.00 Uhr und Montag, Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr im
Rathaus der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim, Fachbereich Planen und Bauen
Zimmer Nr. 37, eingesehen werden. Wahrend der Auslegungsfrist kann jedermann sich Uber die
allgemeinen Planungsziele und Planungszwecke informieren und hierbei Anregungen zur oder
Einwande gegen die Planung vorbringen. Die Stellungnahmen sollen nach Méglichkeit elektro-
nisch Ubermittelt werden (Bauleitplanung@kelheim.de), kénnen aber auch schriftlich oder zur
Niederschrift eingereicht werden. Uber die wahrend dieser Frist vorgebrachten Anregungen und
Einwénde entscheidet der Bauausschuss der Stadt Kelheim.
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Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen kénnen bei der Beschlussfassung Uber die Fort-
schreibung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes unberiicksichtigt bleiben, wenn die
Stadt Kelheim den Inhalt nicht kannte und nicht hatte kennen missen und deren Inhalt fur die
RechtmaRigkeit der Fortschreibung des Flachennutzungs- und Landschaftsplanes nicht von Be-
deutung ist.

Hinweis bzgl. des Verbandsklagerechts von Umweltverbdnden:

Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 UmwRG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes)
ist in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 UmwRG gemal? 8 7 Abs. 3 S. 1 UmwRG mit
allen Einwendungen ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht
rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hatte geltend machen kénnen (8 3 Abs. 3 BauGB).
Datenschutz:

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e DSGVO i. V. m. § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie ihre Stellungnahme ohne
Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung Uber das Ergebnis der Prufung. Wei-
tere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt ,Datenschutzrechtliche Informationspflich-
ten im Bauleitplanverfahren® das ebenfalls 6ffentlich ausliegt.

Hinweis:

Auf die Aufstellung von Bauleitplanen und stadtebaulichen Satzungen besteht kein Anspruch. Ein
Anspruch kann auch nicht durch Vertrag begriindet werden (8 1 Abs.3 BauGB).

Kelheim, den 22.07.2026
Stadt Kelheim

Diermeier
Erster Burgermeister
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Sonstige Bekanntmachungen

Haushaltssatzung
des Schulverbandes Mittelschule Saal a.d.Donau
fur das Haushaltsjahr 2026

Auf Grund Art. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 26 KommZG sowie der Art. 63 ff der Gemeindeordnung
erlasst der Schulverband folgende Haushaltssatzung:

81
Der als Anlage beigefligte Haushaltsplan fir das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er

schlie3t im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 2.180.550 €

und

im Vermdgenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.040.200 €
ab.

§2

Kreditaufnahmen fir Investitionen und InvestitionsférderungsmaRnahmen sind nicht vorgesehen.
§3

Verpflichtungserméchtigungen im Vermégenshaushalt werden nicht festgesetzt.
8§84

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung der Aus-
gaben im Verwaltungshaushalt wird fur das Haushaltsjahr 2026 auf 782.900 € festgesetzt.
Dieser Betrag wird nach der Zahl der Schiler als Verwaltungsumlage umgelegt auf die Mit-
glieder des Schulverbandes Saal a.d.Donau fir den Bereich der Mittelschule Saal a.d.Donau
einschlieRlich der umlagepflichtigen U- bzw. 9+2 Schiiler sowie der Schiiler der M-Zug-Klas-
sen Kelheim.

2. Fur die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die mafl3gebende Schilerzahl nach dem
Stand vom 01. Oktober 2025 auf 175 Schiuler festgesetzt.

3. Die Verwaltungsumlage wird je Schuiler auf 4.473,71 € festgesetzt.

Nachrichtlich:
Die Gemeinde Saal a.d.Donau sowie die Stadt Kelheim beteiligen sich in Form einer Kostener-

stattung fur 224 Grundschiler an den Verwaltungs- und Investitionskosten wie folgt:
224 Schiler a 4.473,71 € =1.002.100 €

8§85

Der Hochstbetrag fur Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-
haltsplan wird auf 360.000 € festgesetzt.
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§6
Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen.
87

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2026 in Kraft.

Die Haushaltssatzung enthélt keine genehmigungspflichtigen Teile, so dass eine Genehmigung
des Landratsamtes Kelheim nicht erforderlich war.

Der Haushaltsplan samt seinen Anlagen liegt bis zur nachsten amtlichen Bekanntmachung einer
Haushaltssatzung in den Amtsraumen der Verwaltungsgemeinschaft Saal a.d.Donau 6ffentlich
zur Einsichtnahme auf.

Saal a.d.Donau, den 29.04.2026
Schulverband Saal a.d.Donau:

Christian Nerb
Schulverbandsvorsitzender
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Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung
des Schulverbands Train
(Verbandssatzung)

vom 23.07.2026

Die Schulverbandsversammlung des Schulverbands Train (nachfolgend stets Schulverbandsver-
sammlung genannt) erlasst aufgrund des Art. 9 Abs. 1 S. 2 des Bayerischen Schulfinanzierungsge-
setzes (BaySchFG) i. V. m. Art. 1 Abs. 3, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2und 5,
Art. 29 S. 2, Art. 30 Abs. 2, Art. 43 Abs. 1 und 2, Art. 47 Abs. 6 und Art. 26 Abs. 1 S. 1 des Gesetzes
Uber die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie Art. 20 a und Art. 32 Abs. 1 der Gemeinde-
ordnung fur den Freistaat Bayern (GO), jeweils in der derzeit giltigen Fassung, folgende Verbands-
satzung:

81
Name und Sitz des Schulverbands

(1) Der Schulverband fuhrt den Namen ,Schulverband Train®.

(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in Train.

§ 2
Organe des Schulverbandes

Organe des Schulverbands sind:

1. die Schulverbandsversammiung,
2. der Vorsitzende des Schulverbands (Schulverbandsvorsitzender).

§3
Verbandsversammlung

In die Schulverbandsversammlung werden die ersten Blrgermeister der am Schulverband beteiligten
Gemeinden entsandt. Daneben entsenden Gemeinden, aus denen am 1. Oktober jeden Jahres 51 bis
100 Schilerinnen und Schiler die Verbandsschule besuchen (Verbandsschiiler), einen und fir jedes
weitere angefangene Hundert Verbandsschiler nochmals einen weiteren Schulverbandsrat in die
Schulverbandsversammlung. Stellt eine Gemeinde wegen Ruckgangs ihrer Verbandsschiler zum
Stichtag zu viele Schulverbandsréte, sind sie durch den Gemeinderat vor der nchsten Verbandsver-
sammlung abzuberufen.

84
Verbandsvorsitzender

(1) Die Schulverbandsversammlung wéahlt aus ihrer Mitte auf die Dauer von 6 Jahren den Schulver-
bandsvorsitzenden und seinen Stellvertreter.

(2) Der Schulverbandsvorsitzende vollzieht die Beschliisse der Schulverbandsversammlung und erle-

digt in eigner Zustandigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung dem ersten Blirger-
meister zukommen.
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§5
Ehrenamtliche Tatigkeit; Entschadigung

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die tbrigen Mitglieder der Schulverbands-
versammlung (Schulverbandsréate) sind ehrenamtlich tatig (Art. 9 Abs.1 S.2 BaySchFG i. V. m.
Art. 30 Abs. 1 S. 1 KommZG). Die Tatigkeit der Schulverbandsréte erstreckt sich auf die Mitwirkung
bei den Beratungen und Entscheidungen der Schulverbandsversammliung. AuRerdem konnen einzel-
nen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Uberwachungsbefugnisse nach naherer Vorschrift der
Geschéftsordnung (8 2 Abs. 3) Ubertragen werden.

(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft Amtes
angehoren - das sind die ersten Birgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden - haben
einen Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen (Art. 9 Abs. 1 S. 2 BaySchFG i. V. m. Art. 30 Abs. 2 S. 2
KommZG).

(3) Die ubrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten fir ihre Tatigkeit ein Sitzungsgeld
in Hohe von 20,00 € fiir jede Sitzung.

(4) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten ferner fur auswartige Tatigkeiten Reise-
kostenvergitungen nach den fiir die Beamten des Freistaates Bayern geltenden Rechtsvorschriften.
Als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der Schulverbandsversammlung, die an dem Ubli-
chen Sitzungsort, insbesondere an dem in 8 15 Abs. 2 der Geschéftsordnung des Schulverbands
genannten Ort, stattfinden.

(5) Der Schulverbandsvorsitzende erhalt fiir seine Tatigkeit eine monatliche Pauschalentschadigung in
Hohe von 10,00 €. Der Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden erhalt fir seine Tatigkeit eine monatli-
che Pauschalentschadigung in Hohe von 50 % der Entschadigung des Verbandsvorsitzenden.

8§86
Geschaéftsgang des Verbandes

Die Schulverbandsversammiung gibt sich eine Geschéftsordnung. Im Ubrigen gelten fiir den Ge-
schéaftsgang die Bestimmungen der Gemeindeordnung.

8§87
Kassengeschafte

Die Kassengeschéfte des Schulverbands werden von der Verwaltungsgemeinschaft Siegenburg ge-
fahrt.

§ 8
Rechnungsprifung
Die Prifung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprifungsausschuss. Dieser besteht aus ei-

nem Mitglied weniger, als die Schulverbandsversammiung. Die Mitglieder des Rechnungsprifungs-
ausschusses werden von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte bestellt.
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89
Finanzbedarf

(1) Der Schulverband erhebt fur seinen durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarf von
den Schulverbandsmitgliedern eine Schulverbandsumlage. Der Finanzbedarf wird nach Art. 9 Abs. 5
BaySchFG aufgebracht.

(2) Die Schulverbandsumlage ist in vier Teilbetrdgen zu entrichten.

(3) Die Teilbetrage sind am 25. Januar, 25. April, 25. Juli und 25. Oktober des Haushaltsjahres fallig.

(4) Sollte die Haushaltssatzung bei Falligkeit der 1. Rate noch nicht erlassen sein, ist ein Teilbetrag
der vorjahrigen Umlageschuld als VVorauszahlung zu leisten.

(5) Wird die Umlage nicht rechtzeitig entrichtet, so sind von den saumigen Verbandsmitgliedern in ent-
sprechender Anwendung der Abgabenordnung Saumniszuschlage zu zahlen.

§ 10

Auseinandersetzung

Im Falle der Aufldsung des Schulverbandes findet eine Auseinandersetzung nach Art. 47 KommZG
statt.

§11

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01. Mai 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen
der Verfassung des Schulverbands vom 30. April 2024 aul3er Kraft.
Train, den 23.07.2026
SCHULVERBAND TRAIN
gez.

Armin Stiegler
Schulverbandsvorsitzender
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Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Biburger Gruppe
gibt sich aufgrund Art. 26 Abs. 1, Satz 1 des Gesetzes uber die kommunale Zusammenarbeit
(KommZG) in Verbindung mit Art. 45 Abs. 1 GO und § 11 der Verbandssatzung durch Beschluss
der Verbandsversammlung vom 01.07.2026 folgende

Geschéftsordnung:

A. Allgemeines

8 1 Geltungsbereich
Die Geschéaftsordnung gilt fir die Verbandsversammlung, den Verbandsvorsitzenden und die Ge-

schaftsleitung. Sie ist auf3erdem von den Bediensteten des Zweckverbandes zu beachten.

§ 2 Verantwortung fir den Geschaftsbereich
(1) Nach MalRgabe der in der Verbandssatzung und dieser Geschéaftsordnung festgelegten Zu-

standigkeiten sorgen die Verbandsversammlung, der Verbandsvorsitzende, die Werkslei-
tung/Geschaftsleitung fir den ordnungsgemafen Gang der Geschafte des Zweckverban-
des.

(2) Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen durch Beschluss. Jede Beschlussfassung
setzt einen Antrag voraus.

§ 3 Pflichten der Verbandsrate
(1) Die Verbandsrate sind verpflichtet, an den Sitzungen und Abstimmungen teilzunehmen und

die Ubertragenen Obliegenheiten gewissenhaft wahrzunehmen. Amtliche Obliegenheiten
haben sie vertraulich zu behandeln, soweit die Verschwiegenheit durch Gesetz oder Be-
schluss vorgeschrieben oder nach der Natur der Sache erforderlich ist. Sie dirfen die Kennt-
nis vertraulicher Angelegenheiten nicht unbefugt veréffentlichen. Diese Verpflichtungen be-
stehen auch nach Beendigung des Amtes fort.

(2) Inder Verbandsversammlung darf sich niemand der Stimme enthalten.

(3) Den Verbandsraten stehen aul3er der Teilnahme an den Beratungen und Abstimmungen
weitere Befugnisse nur zu, soweit ihnen bestimmte Obliegenheiten ausdriicklich zur Bear-
beitung oder Erledigung Ubertragen worden sind.

§ 4 Ausschluss wegen persdnlicher Beteiligung
(1) Verbandsrate dirfen an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, wenn der Be-

schluss ihnen selbst, ihren Ehegatten, einem Verwandten oder Verschwagerten bis zum
dritten Grade oder einer von ihnen Kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natrlichen
oder juristischen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Gleiches
gilt, wenn ein Verbandsrat in anderer als offentlicher Eigenschaft (Amtsperson) ein Gutach-
ten abgegeben hat.

(2) Ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, entscheidet die Verbandsversamm-
lung ohne Mitwirkung der personlich Beteiligten.
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B. Verbandsversammlung

§ 5 Zustandigkeit der Verbandsversammlung

Die Zustandigkeit der Verbandsversammlung richtet sich nach Art. 34 Abs. 2 KommZG und § 11
der Verbandssatzung.

(1)

(2)

(3)

(4)

()

(1)

§ 6 Sitzungen
Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung des Verbandsvorsitzenden zu-

sammen. Die Einladung muss Tagungszeit und Ort und die Beratungsgegenstande ange-
ben und den Verbandsraten spatestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. Der Sit-
zungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der Frist nicht
mitgerechnet.

In dringenden Fallen kann der Verbandsvorsitzende die Frist auf vierundzwanzig Stunden
verkilrzen.
Die Tagesordnung fir offentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der

Sitzung spatestens am 3. Tag vor der Sitzung ortsiiblich bekannt zu machen. Die Tages-
ordnung nichtoffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht.

Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind oOffentlich, soweit nicht Ricksicht auf das
Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Anspriiche einzelner entgegenstehen.

Uber den Ausschluss der Offentlichkeit wird in nichtoffentlicher Sitzung beraten und ent-
schieden.

Die in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse sind der Offentlichkeit bekannt zu
geben, sobald die Griinde fir die Vertraulichkeit weggefallen sind.

In nichtoffentlicher Sitzung werden grundséatzlich behandelt:

a) die Vergabe von Auftragen

b) Grundstiicksangelegenheiten

c) Personalangelegenheiten

d) Angelegenheiten, denen nichtéffentliche Behandlungen vorgeschrieben sind.

e) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung nach der Natur der Sache erforderlich
ist, insbesondere Steuer- und Wirtschaftsangelegenheiten einzelner.

8 7 Antrége
Antrage, die in der Verbandsversammlung behandelt werden sollen, kénnen eingebracht

werden vom Vorsitzenden, von den Verbandsréaten, von der Werkleitung/Geschaftsleitung,
von der Aufsichtsbehdrde, vom Bayer. Landesamt fur Umwelt sowie dem beauftragten
Wasserwirtschaftsamt.
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(2)

3)

Die Antrége sind schriftlich zu stellen und kurz zu begriinden. Sie missen spatestens 10
Tage vor der Sitzung beim Vorsitzenden oder der Geschéftsstelle eingereicht werden.

Verspatet eingehende oder erst unmittelbar vor oder wahrend der Sitzung gestellte Antrage
konnen nachtraglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn

a) die Angelegenheit dringlich ist und die Verbandsversammlung der Behandlung mehr-
heitlich zustimmt oder

b) samtliche Verbandsrate anwesend sind und kein Verbandsrat der Behandlung wider-
spricht.

Ist noch eine Ermittlung und Priifung des Sachverhalts oder die Beiziehung abwesender Perso-
nen oder von Akten erforderlich, wird die Behandlung bis zur nachsten Sitzung zurtickgestellt.

(4)

(5)

(1)

(2)

3)

(1)

(2)

(1)

Wahrend der Sitzung gestellte Antrage zur Geschaftsordnung oder einfache Sachantrage
wie Anderungsantrage eines Antrages u. a. bediirfen nicht der Schriftform.

Die Antrage werden im Rahmen der Geschéftsordnung grundsatzlich in der Reihenfolge
ihres Antrages behandelt.

§ 8 Erdffnung der Sitzung
Der Verbandsvorsitzende erklart die Sitzung fur ertffnet. Er stellt die ordnungsgemaliie La-

dung sowie die Anwesenheit der Verbandsrate fest und gibt die vorliegenden Entschuldi-
gungen bekannt. Sodann stellt er die Beschlussfahigkeit der Verbandsversammlung fest.

AnschlieRend ist auf die Niederschrift Gber die vorangegangene Verbandversammlung hin-
zuweisen. Werden gegen die Niederschrift keine Einwendungen erhoben, gilt sie als von
der Verbandsversammlung genehmigt. Spatere Anderungen sind nicht mehr zulassig.

Hat der Verbandsvorsitzende dringliche Anordnungen erlassen und unaufschiebbare Ge-
schéfte anstelle der Verbandsversammlung besorgt, gibt er das vor Eintritt in die Tagesord-
nung bekannt.

) § 9 Eintritt in die Tagesordnung
Uber die einzelnen Punkte der Tagesordnung wird grundsatzlich in der dort festgelegten

Reihenfolge beraten und abgestimmt. Abweichungen beschliel3t die Verbandsversamm-
lung.

Der Verbandsvorsitzende bzw. in dessen Auftrag der Geschaftsleiter tragt den Sachverhalt
der einzelnen Sitzungsgegenstande vor und erlautert ihn.

§ 10 Wortmeldung
Der Verbandsvorsitzende erteilt den Verbandsraten und den beigezogenen Personen das
Wort in der Reihenfolge der Wortmeldung, bei gleichzeitiger Wortmeldung nach seinem
Ermessen. Er kann jederzeit selbst das Wort ergreifen.
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(2) Bei Antragen zur Geschaftsordnung ist das Wort sofort auBer der Reihe zu erteilen. Uber
einen Antrag auf Schluss der Beratung ist unverziglich abzustimmen.

§ 11 Abstimmung
(2) Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, gilt folgende Rangordnung:

a) Antrage zur Geschaftsordnung
b) sonstige Antrage

(2) Vor jeder Abstimmung ist der Antrag, Uber den abgestimmt werden soll, vom Verbandsvor-
sitzenden zu wiederholen und in die Niederschrift aufzunehmen.

(3) Es wird grundsatzlich durch Handaufheben mit Gegenkontrolle abgestimmt. Jeder Ver-
bandsrat kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie er abgestimmt hat.
Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.

(4) Die Stimmenzahlung ist durch den Verbandsvorsitzenden vorzunehmen. Das Ergebnis der
Abstimmung ist unter Beriicksichtigung des Umfangs der Stimmrechte sogleich bekannt zu
geben und in der Niederschrift festzuhalten.

8§ 12 Anfragen
Nach der Erledigung der Tagesordnung ist in jeder Verbandsversammlung den Verbandsraten

Gelegenheit zu geben, an den Vorsitzenden und anwesende Vertreter der Rechtsaufsichtsbe-
horde und der Fachbehdérde Anfragen tber solche Gegenstande zu richten, die nicht in der Ta-
gesordnung stehen. Nach Méglichkeit sollen diese Anfragen sofort beantwortet werden. Ist das
nicht moglich, werden sie in der nachsten Verbandsversammlung beantwortet.

§ 13 Beendigung der Sitzung
Nach der Behandlung der Tagesordnung — und etwaiger Anfragen — erklart der Vorsitzende die

Sitzung fir geschlossen.

) 8§ 14 Sitzungsniederschrift
(1) Uber die Sitzungen der Verbandsversammlung ist eine Niederschrift zu erstellen. Die Nie-

derschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden Verbandsrate, die
behandelten Gegensténde, die Beschliisse und das Abstimmungsergebnis ersehen lassen.
Jeder Verbandsrat kann bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass in der Niederschrift
vermerkt wird, wie er abgestimmt hat.

(2) Die Niederschrift hat den Ablauf der Sitzung in seiner zeitlichen Folge wiederzugeben, wort-
lich jedoch nur die Beschlisse.

(3) Ist ein Verbandsrat bei der Beschlussfassung abwesend oder enthalt sich entgegen dem
Verbot des § 10 Abs. 3 der Verbandssatzung der Stimme, so ist dies besonders zu vermer-
ken.

(4) Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsitzenden und vom Schriftfiihrer zu unterschreiben
und von der Verbandsversammlung zu genehmigen (8 8 Abs. 2).
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(5)

(6)

(1)

(2)

(3)

(4)

()

Abschriften der Niederschrift sind unverziiglich den Verbandsmitgliedern und der Aufsichts-
behorde zu Gbermitteln.

Neben der Sitzungsniederschrift wird eine Anwesenheitsliste gefihrt.

C. Verbandsvorsitzender

§ 15 Zustandigkeit
Die Zustandigkeit des Verbandsvorsitzenden richtet sich nach Art. 36 KommZG und § 14

der Verbandssatzung. Die Befugnis des Verbandsvorsitzenden zur Vertretung des Zweck-
verbandes nach auf3en beschrankt sich — soweit er nicht zum selbstandigen Handeln be-
fugt ist — auf den Vollzug der einschlagigen Beschllsse der Verbandsversammlung.

Der Verbandsvorsitzende bereitet die Sitzungsgegenstande der Verbandsversammiung
vor und vollzieht deren Beschlisse, soweit der Vollzug nicht anderen Ubertragen ist. Falls
er ihre Beschliisse als rechtswidrig beanstandet und den Vollzug aussetzt, hat er die Ver-
bandsversammlung in der ndchsten Sitzung zu verstandigen.

Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zustandigkeit die laufenden Angelegenhei-
ten, die fur den Verband keine grundséatzliche Bedeutung haben und keine erheblichen
Verpflichtungen erwarten lassen.

Laufende Angelegenheiten sind insbesondere:

1. nach gesetzlichen Vorschriften, Satzungen, Tarifen, Ordnungen und dergleichen ab-
zuschlieBende Geschéfte des taglichen Verkehrs,

2. im taglichen Verkehr sonst abzuschlieBende Kauf-, Dienst- und Gestattungsvertrage,

3. sonstige Geschéfte, die einen Geldwert von 12.000,00 Euro im Einzelfall nicht tUber-
steigen, oder wiederkehrende Verpflichtungen, sofern die Gesamtverpflichtungen
8.000,00 Euro nicht Gbersteigen.

4. Vergaben von Bauauftrdgen, soweit sie den Betrag von 50.000,00 Euro im Einzelfall
nicht Gbersteigen.

5. den Geschéftsverteilungsplan, Dienstanweisungen und Hausordnungen fir die Be-
triebsgebaude zu erlassen und zu andern.

Der Vorsitzende ist zum Erwerb von Rechten an Grundstiicken Dritter zu Gunsten des
Verbandes bis zu einer Hochstgrenze von 3.000,00 Euro befugt; hierzu gehdéren insbe-
sondere Grunddienstbarkeiten, Gestattungs- und Nutzungsvertrage.

Der Vorsitzende kann Kassenkredite im Rahmen des durch die Haushaltssatzung festge-
legten Hochstbetrages aufnehmen,

Amtsblatt fir den Landkreis Kelheim — Nr. 26 vom 24.07.2026

296



(6)

(7)

(8)

(1)

(2)

Der Verbandvorsitzende ist befugt im Rahmen der verfiigbaren Mittel Anschaffungen von
Geschafts- und Betriebsbedarf im Einzelfall bis zum Hoéchstbetrag von 15.000,00 Euro zu
tatigen.

Der Verbandsvorsitzende ist befugt, Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten im Ein-
zelfall bis zum Betrag von 20.000,00 Euro in Auftrag zu geben.

Der Verbandsvorsitzende hat ferner das gesamte Unternehmen in Planung, Bau, Betrieb
und Verwaltung zu Uberwachen.

§ 16 Unaufschiebbare Angelegenheiten
Der Verbandsvorsitzende unterrichtet die Verbandsversammlung in ihrer nachsten Sit-

zung uber die von ihm besorgten dringlichen Anordnungen und unaufschiebbare Ge-
schéfte.

Bei Notstanden im Betrieb oder dringlichen betriebstechnischen Mal3nahmen, die erheb-

liche Verpflichtungen erwarten lassen, hat der Verbandsvorsitzende umgehend die Ver-
bandsversammlung einzuberufen.

D. Ausschiisse

§ 17 Rechnungsprifungsausschuss

Die Jahresrechnung soll vom Rechnungsprifungsausschuss binnen drei Monaten 6rtlich geprift
werden.

Der Rechnungspriufungsausschuss besteht aus drei Ausschussmitgliedern.

Bei der Bestellung der Ausschussmitglieder — durch Beschlussfassung — ist die Verbandsver-
sammlung an die Vorschlage gebunden.

Die Verbandsversammlung bestimmt den Vorsitzenden des Rechnungsprifungsausschusses.

8 18 Weitere Ausschiisse

Die Verbandsversammlung kann Ausschiisse jederzeit bilden und auflésen.
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(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(9)

E. Geschéaftsleitung

§ 19 Aufgaben und Zustandigkeit des Geschaftsleiters
Die Obliegenheiten des Geschéftsleiters ergeben sich aus dem Gesetz tber die kommu-

nale Zusammenarbeit, der Verbandssatzung, dieser Geschaftsordnung sowie aus den all-
gemeinen oder besonderen Anordnungen der Verbandsorgane.

Der Geschéftsleiter ist dem Verbandsvorsitzenden gegentber fur die ordnungsgemalile
Erledigung der Verbandsaufgaben verantwortlich.

Unbeschadet der Zustandigkeit des Verbandsvorsitzenden obliegt dem Geschaftsleiter
die rechtzeitige Vorbereitung der Sitzung. Er hat dafur zu sorgen, dass dem Verbandsvor-
sitzenden eine Woche vor jeder Sitzung fiir sdamtliche Tagesordnungspunkteschriftliche
Vormerkungen mit Empfehlungen fir die Beschlussfassung vorliegen.

Dem Geschéftsleiter obliegt der allgemeine Sitzungsdienst fir die Verbandsversammlung.
Er fihrt die Sitzungsniederschrift.

Der Geschéftsleiter bereitet Vertrage durch entsprechende Verhandlungen mit den Betei-
ligten und den zustandigen Stellen vor und sorgt fur die Durchfuihrung. Das gleiche gilt fir
die Regulierung von Schadensfallen.

Der Geschaftsleiter hat bei der Vorbereitung und Planung aller Verbandsanlagen mitzu-
wirken, er hat dabei insbesondere die wirtschaftlichen Belange des Zweckverbandes
wahrzunehmen. Er bereitet die Bestellung von Dienstbarkeiten vor und sorgt fir die ord-
nungsgemaie Abwicklung der bei den Bauarbeiten entstehenden Flur- und Aufwuchs-
schaden sowie der sonstigen Schaden.

Der Geschaftsleiter hat den Vorentwurf der Haushaltssatzung, des Haushaltsplanes und
der Stellentibersicht fur die Beschaftigten des Zweckverbandes zu erstellen. Er sorgt fer-
ner fur die laufende Erfassung des beweglichen und unbeweglichen Vermégens und ver-
waltet die Ricklagen.

Der Geschaftsleiter Uberwacht die Einhaltung der einschlagigen Vorschriften tiber die Ge-
schéftsleitung, des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens und des Haushaltspla-
nes.

Er hat dem Verbandsvorsitzenden

a) regelmaRig vierteljahrlich Gber die Entwicklung der Ertrdge und Aufwendungen und
Uber die Abwicklung des Finanzplanes zu berichten und

b) unverziglich mitzuteilen, wenn unabweisbare Erfolg gefahrdende Mehraufwendungen
zu leisten sind, Erfolg gefahrdende Minderbetrage zu erwarten sind oder sonst in er-
heblichen Umfang vom Haushaltsplan abgewichen werden muss.
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(9)

(10)

(11)

Der Geschéftsleiter ist gegeniiber den anderen Bediensteten des Zweckverbandes wei-
sungsbefugt. Er bearbeitet die Personalangelegenheiten fir das gesamte Zweckver-
bandspersonal, flhrt die Personalakten und Giberwacht die Berechnung der Gehalter, Ver-
gutungen und L6hne, sowie der Reisekosten und sonstige Entschadigungen.

Der Geschéftsleiter ist befugt, im Rahmen der verfigbaren Mittel Anschaffungen von Ge-
schaftsbedarf, im Einzelfall bis zum Hdéchstbetrag von 5.000,00 Euro, selbststéandig zu
tatigen und insoweit auch Auszahlungsanordnungen an die Verbandskasse zu erteilen.

Zur Wahrnehmung vorstehender Aufgaben ist der Geschéftsleiter befugt, notwendige
Dienstreisen ohne vorherige schriftiche Anordnung auszufuhren.

Uber die Dienstreisen hat er dem Verbandsvorsitzenden monatlich schriftlich zu berichten.

Der Geschaftsleiter ist ferner befugt, fur das lbrige Personal des Zweckverbandes die
erforderlichen Dienstreisen anzuordnen.

F. Schlussbestimmung

§ 20 Anderung der Geschéaftsordnung

Die Geschéftsordnung kann durch Beschluss der Verbandsversammlung geandert werden.

§ 21 Verteilung der Geschéftsordnung

Den Verbandsraten und ihren Stellvertretern ist ein Exemplar der geltenden Geschaftsordnung
auszuhandigen.

§ 22 Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt am Tage nach Bekanntgabe im Amtsblatt fir den Landkreis Kelheim
in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Geschaftsordnung vom 30.06.2020 aul3er Kratft.

Neustadt a. d. Donau, den 01.07.2026

Zweckverband zur Wasserversorgung
der Biburger Gruppe

Andreas Meyer
Vorsitzender
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Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Biburger Gruppe erlasst auf Grund Art. 30 Abs. 2
des Gesetzes uber die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie Art. 20a und Art. 23 der
Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO) in Verbindung mit den 88 11, 12 und 15 der
Verbandssatzung gemalf3 Beschluss der Verbandsversammlung vom 01.07.2026 folgende

Entschadigungsatzung

§1
Entschadigungsberechtigte
Der Verbandsvorsitzende und die Ubrigen Mitglieder der Verbandsversammlung werden fir die
Teilnahme an Sitzungen und fir die sonstige mit ihrem Amt verbundene Tatigkeit nach MalRgabe
dieser Satzung entschadigt. Entsprechendes gilt fur Stellvertreter/innen, sofern ein Vertretungs-
fall vorliegt.

§2
Auslagenersatz
Verbandsrate kraft Gesetzes (Erste Blrgermeister), soweit sie nicht Verbandsvorsitzende, Aus-
schussvorsitzende oder deren Stellvertreter sind, erhalten fur die Teilnahme an Sitzungen der
Verbandsversammlung keine Entschadigung. Sie erhalten den Ersatz ihrer Auslagen nach den
Satzen des Bayerischen Reisekostengesetzes, insbesondere Reisekostenvergitungen.

§3
Entschadigung der Verbandsrate
(1) Die Verbandsrate, die nicht gemaf Art. 31 Abs.2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der Ver-
bandsversammlung angehdren, erhalten fur die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsver-
sammlung und ihrer Ausschisse eine Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungsgeldpauschale
wird auf 50,00 Euro festgesetzt. Sie verdoppelt sich, wenn die Sitzung langer als funf Stun-
den dauert.

(2) Soweit die Verbandsrate Lohn- und Gehaltsempfanger sind, erhalten sie au3erdem den
entstandenen Verdienstausfall fiir die Dauer der Sitzung einschlie3lich einer angemesse-
nen An- und Abreisezeit ersetzt. Der Ersatz des entstandenen Verdienstausfalles ist zu
beantragen. Der Betrag des entgangenen Entgeltes ist durch Bescheinigung des Arbeitge-
bers nachzuweisen.

(3) Soweit die Verbandsrate selbststandig tatig sind, erhalten sie auf Antrag fur die durch die
Teilnahme an den Sitzungen bedingte Zeitversaumnis eine Pauschalentschadigung von
20,00 € fur jede (angefangene) Stunde Sitzungsdauer. Dies gilt nicht fur Sitzungen, die ab
18:00 Uhr oder spéater beginnen oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feier-
tagen stattfinden.

(4) Verbandsrate, die keinen Anspruch auf Entschadigung nach den Absatzen 2 und 3 haben,
denen aber im beruflichen und h&uslichen Bereich die Teilnahme an den Sitzungen ein
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versaumter Arbeitszeit oder
das Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag eine Pau-
schalentschadigung wie selbstandig Tatige.
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(5) Wenn Verbandsrate zusatzliche Aufgaben tGbernehmen, die wesentlich Uber ihre Aufgabe
als Verbandsrate hinausgehen, oder wenn sie als Ausschussvorsitzende bestellt sind, er-
halten sie die doppelte Entschadigung nach Absatz 1. Die gleiche Entschadigung erhalten
Verbandsréate als stellvertretende Ausschussvorsitzende fir die Sitzung, in denen sie den
Ausschussvorsitz ibernommen haben. Die Satze 1 und 2 gelten auch bei der Wahrneh-
mung des Ausschussvorsitzes und der Stellvertretung durch Verbandsréte, die der Ver-
bandsversammlung nach Art.31 Abs.2 Satz 1 KommZG kraft Amtes angehdren.

(6) Die Mitglieder des ortlichen Rechnungsprifungsausschusses erhalten fur ihre Tatigkeit
eine Aufwandspauschale von 100,00 € pro Prifungsjahr (Rechnungsjahr).

§4
Entschadigung des/der Verbandsvorsitzenden
(1) Der/Die Verbandsvorsitzende erhalt fir seine Téatigkeit eine monatliche Pauschalentscha-
digung in Hohe von 0,20 € pro Anschlussnehmer. MalRgebend ist, flr das jeweilige Jahr,
die Zahl der Anschlussnehmer zum 31.12. des Vorjahres.

(2) Der/Die Verbandsvorsitzende erhalt zusammen mit der Entschadigung fir November eine
jahrliche Sonderzuwendung in Héhe von 100 % der im November ausgezahlten Entscha-
digung.

(3) Der/Die Verbandsvorsitzende erhdlt eine jahrliche Fahrtkostenpauschale in H6he von
760,00 €.

(4) Der/Die 1. stellvertretende Vorsitzende erhélt fur seine/ihre Téatigkeit eine monatliche Pau-
schalentschadigung von 150,00 € netto

(5) Der/Die 2. stellvertretende Vorsitzende erhdlt fir seinefinre Tatigkeit eine jahrliche Pau-
schalentschadigung von 600,00 €.

§5
Auszahlung der Entschadigungen
Die nach Monatsbetragen bemessenen Pauschalentschadigungen werden zum letzten Tag des
laufenden Monats auf ein Girokonto im Inland ausgezahlt.
Die uUbrigen Entschadigungen werden nachtraglich nach Abrechnung auf ein Girokonto im Inland
ausgezabhilt.

§6
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach Bekanntgabe im Amtsblatt fir den Landkreis Kelheim in Kratft.

Gleichzeitig tritt die Entschadigungssatzung vom 30.06.2020 aul3er Kraft.

Neustadt a. d. Donau, den 01.07.2026

Zweckverband zur Wasserversorgung
der Biburger Gruppe

Andreas Meyer
Vorsitzender
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	Kelheim, den 22.07.2026 
	Stadt Kelheim 
	 
	 
	Diermeier 
	Erster Bürgermeister 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Sonstige Bekanntmachungen PathPathPathPathPathPathPathPathPathPathPathPath
	 
	Haushaltssatzung des Schulverbandes Mittelschule Saal a.d.Donau für das Haushaltsjahr 2026 
	 
	Auf Grund Art. 9 BaySchFG i.V.m. Art. 26 KommZG sowie der Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Schulverband folgende Haushaltssatzung: 
	 
	§ 1 
	 
	Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er  
	 
	schließt im Verwaltungshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit 2.180.550 € 
	 
	und  
	 
	im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.040.200 € ab. 
	 
	§ 2 
	 
	Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
	 
	§ 3 
	 
	Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
	 
	§ 4 
	 
	L
	LI
	1.
	 Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung der Aus-gaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 782.900 € festgesetzt. Dieser Betrag wird nach der Zahl der Schüler als Verwaltungsumlage umgelegt auf die Mit-glieder des Schulverbandes Saal a.d.Donau für den Bereich der Mittelschule Saal a.d.Donau einschließlich der umlagepflichtigen Ü- bzw. 9+2 Schüler sowie der Schüler der M-Zug-Klas-sen Kelheim. 

	LI
	2.
	 Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2025 auf 175 Schüler festgesetzt. 

	LI
	3.
	 Die Verwaltungsumlage wird je Schüler auf 4.473,71 € festgesetzt. 


	 
	Nachrichtlich: PathDie Gemeinde Saal a.d.Donau sowie die Stadt Kelheim beteiligen sich in Form einer Kostener-stattung für 224 Grundschüler an den Verwaltungs- und Investitionskosten wie folgt: 224 Schüler à  4.473,71 € = 1.002.100 € 
	 
	§ 5 
	 
	Der Höchstbetrag für Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haus-haltsplan wird auf 360.000 € festgesetzt. 
	 
	 
	 
	 
	§ 6 
	 
	Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
	 
	§ 7 
	 
	Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2026 in Kraft.  
	 
	 
	II. 
	 
	Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Teile, so dass eine Genehmigung des Landratsamtes Kelheim nicht erforderlich war.  
	 
	III. 
	 
	Der Haushaltsplan samt seinen Anlagen liegt bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in den Amtsräumen der Verwaltungsgemeinschaft Saal a.d.Donau öffentlich zur Einsichtnahme auf. 
	 
	Saal a.d.Donau, den 29.04.2026 Schulverband Saal a.d.Donau:   Christian Nerb Schulverbandsvorsitzender 
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	(1) Der Schulverband führt den Namen „Schulverband Train“. 
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	Path
	(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in Train.  
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	1. die Schulverbandsversammlung, 
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	2. der Vorsitzende des Schulverbands (Schulverbandsvorsitzender).  
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	(1) Der Schulverband erhebt für seinen durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Finanzbedarf von Pathden Schulverbandsmitgliedern eine Schulverbandsumlage. Der Finanzbedarf wird nach Art. 9 Abs. 5 PathBaySchFG aufgebracht. 


	Path
	L
	LI
	Path
	(2) Die Schulverbandsumlage ist in vier Teilbeträgen zu entrichten. 
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	(3) Die Teilbeträge sind am 25. Januar, 25. April, 25. Juli und 25. Oktober des Haushaltsjahres fällig. 


	Path
	L
	LI
	Path
	(4) Sollte die Haushaltssatzung bei Fälligkeit der 1. Rate noch nicht erlassen sein, ist ein Teilbetrag Pathder vorjährigen Umlageschuld als Vorauszahlung zu leisten. 


	Path
	L
	LI
	Path
	(5) Wird die Umlage nicht rechtzeitig entrichtet, so sind von den säumigen Verbandsmitgliedern in ent-Pathsprechender Anwendung der Abgabenordnung Säumniszuschläge zu zahlen. 
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	Train, den 23.07.2026 
	 
	SCHULVERBAND TRAIN 
	 
	gez. 
	Armin Stiegler 
	Schulverbandsvorsitzender  
	Path
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Biburger Gruppe gibt sich aufgrund Art. 26 Abs. 1, Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 45 Abs. 1 GO und § 11 der Verbandssatzung durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 01.07.2026 folgende 
	 
	Geschäftsordnung: 
	 
	A. Allgemeines Path
	 
	§ 1 Geltungsbereich 
	Die Geschäftsordnung gilt für die Verbandsversammlung, den Verbandsvorsitzenden und die Ge-schäftsleitung. Sie ist außerdem von den Bediensteten des Zweckverbandes zu beachten. 
	 
	§ 2 Verantwortung für den Geschäftsbereich 
	(1) Nach Maßgabe der in der Verbandssatzung und dieser Geschäftsordnung festgelegten Zu-ständigkeiten sorgen die Verbandsversammlung, der Verbandsvorsitzende, die Werkslei-tung/Geschäftsleitung für den ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte des Zweckverban-des. 
	 
	(2) Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen durch Beschluss. Jede Beschlussfassung setzt einen Antrag voraus. 
	 
	§ 3 Pflichten der Verbandsräte 
	(1) Die Verbandsräte sind verpflichtet, an den Sitzungen und Abstimmungen teilzunehmen und die übertragenen Obliegenheiten gewissenhaft wahrzunehmen. Amtliche Obliegenheiten haben sie vertraulich zu behandeln, soweit die Verschwiegenheit durch Gesetz oder Be-schluss vorgeschrieben oder nach der Natur der Sache erforderlich ist. Sie dürfen die Kennt-nis vertraulicher Angelegenheiten nicht unbefugt veröffentlichen. Diese Verpflichtungen be-stehen auch nach Beendigung des Amtes fort. 
	 
	(2) In der Verbandsversammlung darf sich niemand der Stimme enthalten. 
	 
	(3) Den Verbandsräten stehen außer der Teilnahme an den Beratungen und Abstimmungen weitere Befugnisse nur zu, soweit ihnen bestimmte Obliegenheiten ausdrücklich zur Bear-beitung oder Erledigung übertragen worden sind. 
	 
	§ 4 Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung 
	(1) Verbandsräte dürfen an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, wenn der Be-schluss ihnen selbst, ihren Ehegatten, einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grade oder einer von ihnen Kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristischen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Gleiches gilt, wenn ein Verbandsrat in anderer als öffentlicher Eigenschaft (Amtsperson) ein Gutach-ten abgegeben hat. 
	 
	(2) Ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, entscheidet die Verbandsversamm-lung ohne Mitwirkung der persönlich Beteiligten. 
	 
	 
	 
	B. Verbandsversammlung Path
	 
	 
	§ 5 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
	Die Zuständigkeit der Verbandsversammlung richtet sich nach Art. 34 Abs. 2 KommZG und § 11 der Verbandssatzung. 
	 
	§ 6 Sitzungen 
	L
	LI
	(1)
	 Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung des Verbandsvorsitzenden zu-sammen. Die Einladung muss Tagungszeit und Ort und die Beratungsgegenstände ange-ben und den Verbandsräten spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. Der Sit-zungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet. 


	In dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist auf vierundzwanzig Stunden verkürzen. 
	Die Tagesordnung für öffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der Sitzung spätestens am 3. Tag vor der Sitzung ortsüblich bekannt zu machen. Die Tages-ordnung nichtöffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht. 
	 
	 
	(2) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind öffentlich, soweit nicht Rücksicht auf das Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen. 
	 
	(3) Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und ent-schieden. 
	 
	(4) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse sind der Öffentlichkeit bekannt zu geben, sobald die Gründe für die Vertraulichkeit weggefallen sind. 
	 
	(5) In nichtöffentlicher Sitzung werden grundsätzlich behandelt: 
	 
	 a) die Vergabe von Aufträgen 
	 
	 b) Grundstücksangelegenheiten 
	 
	 c) Personalangelegenheiten 
	 
	 d) Angelegenheiten, denen nichtöffentliche Behandlungen vorgeschrieben sind. 
	 
	 e) sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung nach der Natur der Sache erforderlich ist, insbesondere Steuer- und Wirtschaftsangelegenheiten einzelner. 
	 
	 
	§ 7 Anträge 
	(1) Anträge, die in der Verbandsversammlung behandelt werden sollen, können eingebracht werden vom Vorsitzenden, von den Verbandsräten, von der Werkleitung/Geschäftsleitung, von der Aufsichtsbehörde, vom Bayer. Landesamt für Umwelt sowie dem beauftragten Wasserwirtschaftsamt. 
	 
	(2) Die Anträge sind schriftlich zu stellen und kurz zu begründen. Sie müssen spätestens 10 Tage vor der Sitzung beim Vorsitzenden oder der Geschäftsstelle eingereicht werden. 
	 
	(3) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte Anträge können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn  
	 
	L
	LI
	a)
	 die Angelegenheit dringlich ist und die Verbandsversammlung der Behandlung mehr-heitlich zustimmt oder 


	 
	L
	LI
	b)
	 sämtliche Verbandsräte anwesend sind und kein Verbandsrat der Behandlung wider-spricht. 


	 
	Ist noch eine Ermittlung und Prüfung des Sachverhalts oder die Beiziehung abwesender Perso-nen oder von Akten erforderlich, wird die Behandlung bis zur nächsten Sitzung zurückgestellt. 
	 
	(4) Während der Sitzung gestellte Anträge zur Geschäftsordnung oder einfache Sachanträge wie Änderungsanträge eines Antrages u. a. bedürfen nicht der Schriftform. 
	 
	(5) Die Anträge werden im Rahmen der Geschäftsordnung grundsätzlich in der Reihenfolge ihres Antrages behandelt. 
	 
	 
	§ 8 Eröffnung der Sitzung 
	(1) Der Verbandsvorsitzende erklärt die Sitzung für eröffnet. Er stellt die ordnungsgemäße La-dung sowie die Anwesenheit der Verbandsräte fest und gibt die vorliegenden Entschuldi-gungen bekannt. Sodann stellt er die Beschlussfähigkeit der Verbandsversammlung fest. 
	 
	(2) Anschließend ist auf die Niederschrift über die vorangegangene Verbandversammlung hin-zuweisen. Werden gegen die Niederschrift keine Einwendungen erhoben, gilt sie als von der Verbandsversammlung genehmigt. Spätere Änderungen sind nicht mehr zulässig. 
	 
	(3) Hat der Verbandsvorsitzende dringliche Anordnungen erlassen und unaufschiebbare Ge-schäfte anstelle der Verbandsversammlung besorgt, gibt er das vor Eintritt in die Tagesord-nung bekannt. 
	 
	§ 9 Eintritt in die Tagesordnung 
	(1) Über die einzelnen Punkte der Tagesordnung wird grundsätzlich in der dort festgelegten Reihenfolge beraten und abgestimmt. Abweichungen beschließt die Verbandsversamm-lung. 
	 
	(2) Der Verbandsvorsitzende bzw. in dessen Auftrag der Geschäftsleiter trägt den Sachverhalt der einzelnen Sitzungsgegenstände vor und erläutert ihn. 
	 
	§ 10 Wortmeldung 
	(1) Der Verbandsvorsitzende erteilt den Verbandsräten und den beigezogenen Personen das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldung, bei gleichzeitiger Wortmeldung nach seinem Ermessen. Er kann jederzeit selbst das Wort ergreifen. 
	 
	 
	(2) Bei Anträgen zur Geschäftsordnung ist das Wort sofort außer der Reihe zu erteilen. Über einen Antrag auf Schluss der Beratung ist unverzüglich abzustimmen. 
	 
	§ 11 Abstimmung 
	(1) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, gilt folgende Rangordnung: 
	 
	 a) Anträge zur Geschäftsordnung 
	 
	 b) sonstige Anträge 
	 
	(2) Vor jeder Abstimmung ist der Antrag, über den abgestimmt werden soll, vom Verbandsvor-sitzenden zu wiederholen und in die Niederschrift aufzunehmen. 
	 
	(3) Es wird grundsätzlich durch Handaufheben mit Gegenkontrolle abgestimmt. Jeder Ver-bandsrat kann verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie er abgestimmt hat. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
	 
	(4) Die Stimmenzählung ist durch den Verbandsvorsitzenden vorzunehmen. Das Ergebnis der Abstimmung ist unter Berücksichtigung des Umfangs der Stimmrechte sogleich bekannt zu geben und in der Niederschrift festzuhalten. 
	 
	§ 12 Anfragen 
	Nach der Erledigung der Tagesordnung ist in jeder Verbandsversammlung den Verbandsräten Gelegenheit zu geben, an den Vorsitzenden und anwesende Vertreter der Rechtsaufsichtsbe-hörde und der Fachbehörde Anfragen über solche Gegenstände zu richten, die nicht in der Ta-gesordnung stehen. Nach Möglichkeit sollen diese Anfragen sofort beantwortet werden. Ist das nicht möglich, werden sie in der nächsten Verbandsversammlung beantwortet. 
	 
	§ 13 Beendigung der Sitzung 
	Nach der Behandlung der Tagesordnung – und etwaiger Anfragen – erklärt der Vorsitzende die Sitzung für geschlossen. 
	 
	§ 14 Sitzungsniederschrift 
	(1) Über die Sitzungen der Verbandsversammlung ist eine Niederschrift zu erstellen. Die Nie-derschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden Verbandsräte, die behandelten Gegenstände, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis ersehen lassen. Jeder Verbandsrat kann bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass in der Niederschrift vermerkt wird, wie er abgestimmt hat. 
	 
	(2) Die Niederschrift hat den Ablauf der Sitzung in seiner zeitlichen Folge wiederzugeben, wört-lich jedoch nur die Beschlüsse. 
	 
	(3) Ist ein Verbandsrat bei der Beschlussfassung abwesend oder enthält sich entgegen dem Verbot des § 10 Abs. 3 der Verbandssatzung der Stimme, so ist dies besonders zu vermer-ken. 
	 
	(4) Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsitzenden und vom Schriftführer zu unterschreiben und von der Verbandsversammlung zu genehmigen (§ 8 Abs. 2). 
	 
	(5) Abschriften der Niederschrift sind unverzüglich den Verbandsmitgliedern und der Aufsichts-behörde zu übermitteln. 
	 
	(6) Neben der Sitzungsniederschrift wird eine Anwesenheitsliste geführt. 
	 
	 
	C. Verbandsvorsitzender Path
	 
	§ 15 Zuständigkeit 
	L
	LI
	(1)
	 Die Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden richtet sich nach Art. 36 KommZG und § 14 der Verbandssatzung. Die Befugnis des Verbandsvorsitzenden zur Vertretung des Zweck-verbandes nach außen beschränkt sich – soweit er nicht zum selbständigen Handeln be-fugt ist – auf den Vollzug der einschlägigen Beschlüsse der Verbandsversammlung. 


	 
	L
	LI
	(2)
	 Der Verbandsvorsitzende bereitet die Sitzungsgegenstände der Verbandsversammlung vor und vollzieht deren Beschlüsse, soweit der Vollzug nicht anderen übertragen ist. Falls er ihre Beschlüsse als rechtswidrig beanstandet und den Vollzug aussetzt, hat er die Ver-bandsversammlung in der nächsten Sitzung zu verständigen. 


	 
	L
	LI
	(3)
	 Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit die laufenden Angelegenhei-ten, die für den Verband keine grundsätzliche Bedeutung haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen.  


	 
	Laufende Angelegenheiten sind insbesondere: 
	 
	L
	LI
	1.
	 nach gesetzlichen Vorschriften, Satzungen, Tarifen, Ordnungen und dergleichen ab-zuschließende Geschäfte des täglichen Verkehrs, 


	 
	L
	LI
	2.
	 im täglichen Verkehr sonst abzuschließende Kauf-, Dienst- und Gestattungsverträge, 


	 
	L
	LI
	3.
	 sonstige Geschäfte, die einen Geldwert von 12.000,00 Euro im Einzelfall nicht über-steigen, oder wiederkehrende Verpflichtungen, sofern die Gesamtverpflichtungen 8.000,00 Euro nicht übersteigen. 


	 
	L
	LI
	4.
	 Vergaben von Bauaufträgen, soweit sie den Betrag von 50.000,00 Euro im Einzelfall nicht übersteigen. 


	 
	L
	LI
	5.
	 den Geschäftsverteilungsplan, Dienstanweisungen und Hausordnungen für die Be-triebsgebäude zu erlassen und zu ändern. 


	 
	L
	LI
	(4)
	 Der Vorsitzende ist zum Erwerb von Rechten an Grundstücken Dritter zu Gunsten des Verbandes bis zu einer Höchstgrenze von 3.000,00 Euro befugt; hierzu gehören insbe-sondere Grunddienstbarkeiten, Gestattungs- und Nutzungsverträge. 


	 
	L
	LI
	(5)
	 Der Vorsitzende kann Kassenkredite im Rahmen des durch die Haushaltssatzung festge-legten Höchstbetrages aufnehmen, 


	 
	L
	LI
	(6)
	 Der Verbandvorsitzende ist befugt im Rahmen der verfügbaren Mittel Anschaffungen von Geschäfts- und Betriebsbedarf im Einzelfall bis zum Höchstbetrag von 15.000,00 Euro zu tätigen. 


	 
	L
	LI
	(7)
	 Der Verbandsvorsitzende ist befugt, Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten im Ein-zelfall bis zum Betrag von 20.000,00 Euro in Auftrag zu geben. 


	 
	L
	LI
	(8)
	 Der Verbandsvorsitzende hat ferner das gesamte Unternehmen in Planung, Bau, Betrieb und Verwaltung zu überwachen. 


	 
	§ 16 Unaufschiebbare Angelegenheiten 
	L
	LI
	(1)
	 Der Verbandsvorsitzende unterrichtet die Verbandsversammlung in ihrer nächsten Sit-zung über die von ihm besorgten dringlichen Anordnungen und unaufschiebbare Ge-schäfte. 


	 
	L
	LI
	(2)
	 Bei Notständen im Betrieb oder dringlichen betriebstechnischen Maßnahmen, die erheb-liche Verpflichtungen erwarten lassen, hat der Verbandsvorsitzende umgehend die Ver-bandsversammlung einzuberufen. 


	 
	 
	D. Ausschüsse Path
	 
	§ 17 Rechnungsprüfungsausschuss 
	Die Jahresrechnung soll vom Rechnungsprüfungsausschuss binnen drei Monaten örtlich geprüft werden. 
	 
	Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus drei Ausschussmitgliedern.  
	 
	Bei der Bestellung der Ausschussmitglieder – durch Beschlussfassung – ist die Verbandsver-sammlung an die Vorschläge gebunden. 
	 
	Die Verbandsversammlung bestimmt den Vorsitzenden des Rechnungsprüfungsausschusses. 
	 
	 
	§ 18 Weitere Ausschüsse 
	Die Verbandsversammlung kann Ausschüsse jederzeit bilden und auflösen. 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	E. Geschäftsleitung Path
	 
	§ 19 Aufgaben und Zuständigkeit des Geschäftsleiters 
	(1) Die Obliegenheiten des Geschäftsleiters ergeben sich aus dem Gesetz über die kommu-nale Zusammenarbeit, der Verbandssatzung, dieser Geschäftsordnung sowie aus den all-gemeinen oder besonderen Anordnungen der Verbandsorgane. 
	(2) Der Geschäftsleiter ist dem Verbandsvorsitzenden gegenüber für die ordnungsgemäße Erledigung der Verbandsaufgaben verantwortlich. 
	 
	(3) Unbeschadet der Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden obliegt dem Geschäftsleiter die rechtzeitige Vorbereitung der Sitzung. Er hat dafür zu sorgen, dass dem Verbandsvor-sitzenden eine Woche vor jeder Sitzung für sämtliche Tagesordnungspunkteschriftliche Vormerkungen mit Empfehlungen für die Beschlussfassung vorliegen. 
	 
	(4) Dem Geschäftsleiter obliegt der allgemeine Sitzungsdienst für die Verbandsversammlung. Er führt die Sitzungsniederschrift. 
	 
	(5) Der Geschäftsleiter bereitet Verträge durch entsprechende Verhandlungen mit den Betei-ligten und den zuständigen Stellen vor und sorgt für die Durchführung. Das gleiche gilt für die Regulierung von Schadensfällen. 
	 
	(6) Der Geschäftsleiter hat bei der Vorbereitung und Planung aller Verbandsanlagen mitzu-wirken, er hat dabei insbesondere die wirtschaftlichen Belange des Zweckverbandes wahrzunehmen. Er bereitet die Bestellung von Dienstbarkeiten vor und sorgt für die ord-nungsgemäße Abwicklung der bei den Bauarbeiten entstehenden Flur- und Aufwuchs-schäden sowie der sonstigen Schäden. 
	 
	(7) Der Geschäftsleiter hat den Vorentwurf der Haushaltssatzung, des Haushaltsplanes und der Stellenübersicht für die Beschäftigten des Zweckverbandes zu erstellen. Er sorgt fer-ner für die laufende Erfassung des beweglichen und unbeweglichen Vermögens und ver-waltet die Rücklagen. 
	 
	L
	LI
	(9)
	 Der Geschäftsleiter überwacht die Einhaltung der einschlägigen Vorschriften über die Ge-schäftsleitung, des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens und des Haushaltspla-nes. 


	 
	Er hat dem Verbandsvorsitzenden 
	 
	a) regelmäßig vierteljährlich über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen und über die Abwicklung des Finanzplanes zu berichten und 
	 
	b) unverzüglich mitzuteilen, wenn unabweisbare Erfolg gefährdende Mehraufwendungen zu leisten sind, Erfolg gefährdende Minderbeträge zu erwarten sind oder sonst in er-heblichen Umfang vom Haushaltsplan abgewichen werden muss. 
	 
	(9) Der Geschäftsleiter ist gegenüber den anderen Bediensteten des Zweckverbandes wei-sungsbefugt. Er bearbeitet die Personalangelegenheiten für das gesamte Zweckver-bandspersonal, führt die Personalakten und überwacht die Berechnung der Gehälter, Ver-gütungen und Löhne, sowie der Reisekosten und sonstige Entschädigungen. 
	 
	(10) Der Geschäftsleiter ist befugt, im Rahmen der verfügbaren Mittel Anschaffungen von Ge-schäftsbedarf, im Einzelfall bis zum Höchstbetrag von 5.000,00 Euro, selbstständig zu tätigen und insoweit auch Auszahlungsanordnungen an die Verbandskasse zu erteilen. 
	 
	(11) Zur Wahrnehmung vorstehender Aufgaben ist der Geschäftsleiter befugt, notwendige Dienstreisen ohne vorherige schriftliche Anordnung auszuführen.  
	 
	Über die Dienstreisen hat er dem Verbandsvorsitzenden monatlich schriftlich zu berichten. Der Geschäftsleiter ist ferner befugt, für das übrige Personal des Zweckverbandes die erforderlichen Dienstreisen anzuordnen. 
	 
	F. Schlussbestimmung Path
	 
	§ 20 Änderung der Geschäftsordnung 
	Die Geschäftsordnung kann durch Beschluss der Verbandsversammlung geändert werden. 
	 
	 
	§ 21 Verteilung der Geschäftsordnung 
	Den Verbandsräten und ihren Stellvertretern ist ein Exemplar der geltenden Geschäftsordnung auszuhändigen. 
	 
	 
	§ 22 Inkrafttreten 
	Diese Geschäftsordnung tritt am Tage nach Bekanntgabe im Amtsblatt für den Landkreis Kelheim in Kraft. 
	Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 30.06.2020 außer Kraft. 
	 
	 
	 
	Neustadt a. d. Donau, den 01.07.2026 
	 
	Zweckverband zur Wasserversorgung 
	der Biburger Gruppe 
	 
	 
	Andreas Meyer 
	Vorsitzender 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Biburger Gruppe erlässt auf Grund Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie Art. 20a und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in Verbindung mit den §§ 11, 12 und 15 der Verbandssatzung gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 01.07.2026 folgende 
	 
	Entschädigungsatzung Path
	 
	§ 1 
	Entschädigungsberechtigte 
	Der Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung werden für die Teilnahme an Sitzungen und für die sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe dieser Satzung entschädigt. Entsprechendes gilt für Stellvertreter/innen, sofern ein Vertretungs-fall vorliegt. 
	 
	§ 2 
	Auslagenersatz 
	Verbandsräte kraft Gesetzes (Erste Bürgermeister), soweit sie nicht Verbandsvorsitzende, Aus-schussvorsitzende oder deren Stellvertreter sind, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung keine Entschädigung. Sie erhalten den Ersatz ihrer Auslagen nach den Sätzen des Bayerischen Reisekostengesetzes, insbesondere Reisekostenvergütungen. 
	 
	§ 3 
	Entschädigung der Verbandsräte 
	L
	LI
	(1)
	 Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs.2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der Ver-bandsversammlung angehören, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsver-sammlung und ihrer Ausschüsse eine Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungsgeldpauschale wird auf 50,00 Euro festgesetzt. Sie verdoppelt sich, wenn die Sitzung länger als fünf Stun-den dauert. 


	 
	L
	LI
	(2)
	 Soweit die Verbandsräte Lohn- und Gehaltsempfänger sind, erhalten sie außerdem den entstandenen Verdienstausfall für die Dauer der Sitzung einschließlich einer angemesse-nen An- und Abreisezeit ersetzt. Der Ersatz des entstandenen Verdienstausfalles ist zu beantragen. Der Betrag des entgangenen Entgeltes ist durch Bescheinigung des Arbeitge-bers nachzuweisen. 


	 
	L
	LI
	(3)
	 Soweit die Verbandsräte selbstständig tätig sind, erhalten sie auf Antrag für die durch die Teilnahme an den Sitzungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 20,00 € für jede (angefangene) Stunde Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für Sitzungen, die ab 18:00 Uhr oder später beginnen oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feier-tagen stattfinden. 


	 
	L
	LI
	(4)
	 Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach den Absätzen 2 und 3 haben, denen aber im beruflichen und häuslichen Bereich die Teilnahme an den Sitzungen ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeitszeit oder das Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag eine Pau-schalentschädigung wie selbständig Tätige. 


	 
	 
	L
	LI
	(5)
	 Wenn Verbandsräte zusätzliche Aufgaben übernehmen, die wesentlich über ihre Aufgabe als Verbandsräte hinausgehen, oder wenn sie als Ausschussvorsitzende bestellt sind, er-halten sie die doppelte Entschädigung nach Absatz 1. Die gleiche Entschädigung erhalten Verbandsräte als stellvertretende Ausschussvorsitzende für die Sitzung, in denen sie den Ausschussvorsitz übernommen haben. Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei der Wahrneh-mung des Ausschussvorsitzes und der Stellvertretung durch Verbandsräte, die der Ver-b...n... 


	 
	L
	LI
	(6)
	 Die Mitglieder des örtlichen Rechnungsprüfungsausschusses erhalten für ihre Tätigkeit eine Aufwandspauschale von 100,00 € pro Prüfungsjahr (Rechnungsjahr). 


	 
	§ 4 
	Entschädigung des/der Verbandsvorsitzenden 
	L
	LI
	(1)
	 Der/Die Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Pauschalentschä-digung in Höhe von 0,20 € pro Anschlussnehmer. Maßgebend ist, für das jeweilige Jahr, die Zahl der Anschlussnehmer zum 31.12. des Vorjahres. 


	 
	L
	LI
	(2)
	 Der/Die Verbandsvorsitzende erhält zusammen mit der Entschädigung für November eine jährliche Sonderzuwendung in Höhe von 100 % der im November ausgezahlten Entschä-digung. 


	 
	L
	LI
	(3)
	 Der/Die Verbandsvorsitzende erhält eine jährliche Fahrtkostenpauschale in Höhe von 760,00 €. 


	 
	L
	LI
	(4)
	 Der/Die 1. stellvertretende Vorsitzende erhält für seine/ihre Tätigkeit eine monatliche Pau-schalentschädigung von 150,00 € netto  


	 
	L
	LI
	(5)
	 Der/Die 2. stellvertretende Vorsitzende erhält für seine/ihre Tätigkeit eine jährliche Pau-schalentschädigung von 600,00 €. 


	 
	§ 5  
	Auszahlung der Entschädigungen 
	Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen werden zum letzten Tag des laufenden Monats auf ein Girokonto im Inland ausgezahlt. 
	Die übrigen Entschädigungen werden nachträglich nach Abrechnung auf ein Girokonto im Inland ausgezahlt. 
	 
	§ 6 
	Inkrafttreten 
	Diese Satzung tritt am Tage nach Bekanntgabe im Amtsblatt für den Landkreis Kelheim in Kraft. 
	Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung vom 30.06.2020 außer Kraft. 
	 
	 
	Neustadt a. d. Donau, den 01.07.2026 
	 
	Zweckverband zur Wasserversorgung 
	der Biburger Gruppe 
	 
	 
	Andreas Meyer 
	Vorsitzender 



